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Das syrische Regime unternimmt ein notdürftig verschleiertes juristisches Manöver, um die
Millionen von Flüchtlingen, die vor dem Bürgerkrieg geflohen sind, zu bestrafen und die
sektiererische Neuaufteilung Syriens durch Neubesitz ihrer Häuser zu festigen.

Die Regierung des Diktators Baschar al-Assad erließ dieses Gesetz, während die Überreste der
syrischen Armee zusammen mit iranischen und Hisbollah-Milizen die Enklave Ghuta brutal
liquidierten. Kurz darauf folgte eine Bombardierungskampagne gegen die PalästinenserInnen im
Flüchtlingslager Jarmuk.

Gesetz 10

„Gesetz 10“ wurde am 2. April unterzeichnet und gab allen HausbesitzerInnen nur sechs Wochen
Zeit, ihre Immobilien zu registrieren und den Eigentumsnachweis zu erbringen. Der Besitz
derjenigen, die es nicht tun, wird vom Staat beschlagnahmt.

Die Hälfte der syrischen Bevölkerung ist aus ihrer Heimat geflohen. Dieser Schritt ist ein klarer
Versuch, das demografische Gleichgewicht dauerhaft zu verändern und die Autorität des Regimes
wiederherzustellen, nachdem es die Hälfte seiner Bevölkerung zu Flüchtlingen gemacht hat.
Angesichts der Situation vor Ort werden bis zu sechs Millionen Binnenvertriebene und fünf
Millionen Flüchtlinge dauerhaft enteignet.

Wie bei den Eigentumsbeschlagnahmen auf dem Balkan in den 1990er Jahren und im Libanon nach
dem Bürgerkrieg wird dies ganze Städte mit RegimeanhängerInnen aus höheren sozialen Schichten
neu bevölkern. Aber dies ist nur eine administrative Maßnahme, um die wichtigsten Mittel zur
Entvölkerung ganzer Städte und Regionen zu legalisieren: chemische Kriegsführung, Bomben- und
Granatenangriffe, Hungersnöte, Requirieren von Brennstoff und medizinischer Hilfe – alles mit
russischer Unterstützung und Passivität aus dem Westen.

Der Zeitrahmen ist ein klares Zeichen für die Absichten des Regimes. Um Eigentumsrechte zu
begründen, hätten Einzelpersonen in die Region ihrer Habe zurückkehren müssen, um das
Besitztum zu erklären – ein/e engeR Freund/in oder VerwandteR mit einer Vollmacht könnte dies
tun, aber dieser Rechtsweg würde Monate dauern.

Natürlich ist dies eine unmögliche Aufgabe für diejenigen, die ohne praktische Mittel zur Rückkehr
geflohen sind. Die legale Eigentumsübertragung wird denjenigen, die vor den wahllosen Angriffen
Assads geflohen sind, nicht in den Sinn gekommen sein. Im Chaos des Krieges fehlen
schätzungsweise mindestens 70 Prozent der syrischen Flüchtlinge sogar grundlegende
Ausweispapiere; nur wenige haben Eigentumsurkunden mitgenommen. Das Regime ist entschlossen,
davon zu profitieren.

Hinzu kommt, dass die Rückkehr eine Sicherheitsfreigabe erfordert, eine erhebliche Abschreckung
für diejenigen, die aus Regionen geflohen sind, die unter der Kontrolle der Opposition standen –
oder deren Angehörige geblieben sind –, die zu Recht Vergeltung durch das Regime fürchten.
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Unter dem Deckmantel des „Wiederaufbaus“ verlängert das syrische Regime das Dekret 66, eine
2012 erlassene „städtebauliche“ Maßnahme, die dem Regime das Recht einräumt, Eigentum zu
beschlagnahmen. Dies führte zwischen 2012 und 2013 zu mehreren Großabbrüchen und
Evakuierungen in Damaskus und Hama. Das laufende Retortenstadt-Projekt Marota City in
Damaskus hat die Zwangsevakuierung der ArbeiterInnen- und unteren Mittelschichtgemeinschaften
zur Folge, die weder eine Entschädigung noch eine Rückgabegarantie erhalten haben.

Dass dies ein Versuch ist, die demografische Landkarte Syriens neu zu ordnen, indem
Rebellengebiete mit LoyalistInnen umbesiedelt werden, die an das Regime gebunden sind, erklärt
sich von selbst. Dabei werden diese ausgewiesenen Sanierungsgebiete zu lukrativen Chancen für die
neoliberalen KleptokratInnen der erweiterten Assad-Familie – und für die ausländischen
Verbündeten, die ihren Beuteanteil verlangen werden. Wie beim Projekt Marota City werden damit
die Menschen, die Syriens Friedhöfe in Goldminen verwandeln, finanziell erheblich entlohnt.

Ironischerweise ist das Gesetz 10 für ein Regime, das behauptet, die PalästinenserInnen zu
verteidigen, eine Kopie des israelischen „Absentee Property Law“ (Gesetz zum Eigentum
Nichtansässiger), das nach den Vertreibungen von 1948 erlassen wurde und es dem israelischen
Staat ermöglicht, Eigentum von palästinensischen Flüchtlingen zu beschlagnahmen.

Neuaufteilung der Region

Während sich dies abspielt, hat die verächtliche Missachtung, die Frankreich, Großbritannien,
Deutschland und die Vereinigten Staaten gegenüber den Opfern des siebenjährigen totalen Krieges
in Syrien (einschließlich ihrer eigenen Bombardierung ziviler Gebiete) an den Tag legen, Millionen
von Flüchtlingen einem unsicheren Schicksal in den Nachbarstaaten überlassen, die angesichts
ihrer eigenen wirtschaftlichen und politischen Krisen weniger als geneigt sind, sich ihnen gegenüber
wohlwollend zu verhalten.

Millionen von Flüchtlingen, die in höllischen Flüchtlingslagern festsitzen, stehen vor der Aussicht,
jahrelang als Bauernopfer benutzt zu werden, da die Karte der Region von den SiegerInnen neu
aufgeteilt wird. Der libanesische Präsident Michel Aoun hat den eine Million SyrerInnen in der
Region unheilverkündend vorgeschlagen, in „sichere Gebiete“ zurückzukehren. Dies entspricht der
deutschen Politik gegenüber afghanischen Geflüchteten. Unter dem diplomatischen Deckmantel,
fast eine Million hauptsächlich syrische Flüchtlinge aufgenommen zu haben, deportiert die
Regierung Angela Merkels nun afghanische Flüchtende in „sichere Gebiete“ eines Landes, das nach
wie vor von Krieg und imperialistischer Besatzung heimgesucht wird.

Vom Jemen bis zur Türkei ist der Nahe Osten zu einem riesigen Flüchtlingslager unter freiem
Himmel geworden, in dem Millionen von Refugees dazu verurteilt sind, ein elendes Dasein zu
fristen, das von der Duldung der lokalen Regierungen und karitativen Organisationen abhängt.

Die PalästinenserInnen sind seit 70 Jahren Flüchtlinge in ihrem eigenen Land. Ohne einen
grundlegenden Wandel in der wirtschaftlichen und politischen Organisation des Nahen Ostens
werden sich ihnen in Jahrzehnten des Exils Millionen weiterer Geflüchteter aus allen Ländern der
Region anschließen.

Das Ausmaß der Katastrophe und die Verschärfung des Krieges und der Großmachtrivalität
schließen vereinfachende Lösungen aus.

Zunächst müssen die SozialistInnen im Westen von unseren Staaten verlangen, dass sie ihre
Grenzen für Flüchtlinge öffnen und ihnen das Recht einräumen, hier zu arbeiten und zu leben.
Zweitens müssen wir die Antikriegsbewegung wieder aufbauen, um den brutalen Besatzungen und



der Unterstützung für DiktatorInnen ein Ende zu setzen, die sicherstellen, dass sie die
imperialistischen Interessen unserer HerrscherInnen weiterhin verteidigen. Schließlich müssen wir
die zentrale Bedeutung der Solidarität mit dem palästinensischen Volk und seinem legitimen
Widerstand bekräftigen. Der Entschluss dazu kann die Kolonisierung und Unterordnung der
gesamten Region durch den westlichen Imperialismus aus den Angeln heben.


